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I. Einleitung 
 
«Wie kann ich so eine Mediation bei Ihnen einleiten?», lautet eine häufig gestellte Frage in 

der Rechtsberatung der Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland. Die Aufgabe der Gerichts-

schreiberInnen, welche die Rechtsberatungen durchführen, ist es dann, herauszufinden, ob 

die rechtssuchende Person eine (externe) Mediation oder aber ein Schlichtungsverfahren 

möchte. Entgegen der weiterverbreiteten Meinung ist das nämlich nicht das Gleiche. Und 

trotzdem gibt es Parallelen: Die grösste Gemeinsamkeit dieser zwei Verfahren ist – wenig 

überraschend –, dass beiden ein Konflikt zugrunde liegt. Nur der Lösungsweg ist ein ande-

rer. Oder doch nicht ganz?  

Seit fast sieben Jahren arbeite ich als Gerichtsschreiberin bei der Schlichtungsbehörde 

Bern-Mittelland. Zu Beginn kannte ich den Begriff Mediation nur aus der ZPO, als Alterna-

tive zum Schlichtungsverfahren. Bald aber wurde mir klar, dass auch bei Schlichtungsver-

fahren Elemente der Mediation zielführend eingesetzt werden können. Deshalb war ich 

neugierig auf das CAS Mediation und habe zwischen März 2018 und Januar 2019 die Module 

1-5 absolviert. Der Zufall wollte es, dass ich Ende 2018 während drei Monaten die Möglich-

keit hatte, einen Einsatz als ausserordentliche Vorsitzende (Stellvertretung für eine Vorsit-

zende der Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland) zu absolvieren. So konnte ich in verant-

wortlicher Rolle aktiv Erfahrungen sammeln, in welchen Situationen sich der Einsatz von 

mediativen Elementen auch in Schlichtungsverhandlungen anbietet und lohnt bzw. wo dies 

eher schwierig oder gar hindernd ist. Und vor allem konnte ich mir eine Vorstellung davon 

machen, warum zahlreiche Vorsitzende diesen Weg häufig dennoch nicht beschreiten.  

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Geschichte und die Aufgaben der Schlichtungsbehör-

den aufzuzeigen, den Ablauf der Verhandlungen an der Schlichtungsbehörde Bern-Mittel-

land zu erläutern und sodann die Unterschiede des Schlichtungsverfahrens und einer Me-

diation herauszuarbeiten und zu untersuchen, welche mediativen Elemente auch im 

Schlichtungsverfahren gewinnbringend eingesetzt werden können. Dazu werden einerseits 

die unterschiedlichen Begriffe genauer untersucht resp. eingegrenzt und verschiedene Ar-

ten von mediativem Handeln aufgezeigt. Andererseits wurden zur Gewinnung von Erkennt-

nissen mit zwei Vorsitzenden der Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland mit Mediationsaus-

bildung und fünf FachrichterInnen, die als MediatorInnen tätig sind, Experteninterviews 

durchgeführt.  
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II. Das Schlichtungsverfahren 
 

1. Das Schlichtungsverfahren im Allgemeinen 

Seit dem 1. Januar 2011, mit Inkrafttreten der Schweizerischen Zivilprozessordnung, ist das 

Schlichtungsverfahren in der ganzen Schweiz einheitlich geregelt1 und obligatorisch. Damit 

wurde in der ZPO das Prinzip aufgenommen, welches schon in den kantonalen Prozessord-

nungen galt: «schlichten statt richten».2 

Das Schlichtungsverfahren geht jedem Entscheidverfahren voraus (Art. 197 ZPO) und ent-

fällt nur bei einigen Ausnahmen (Art. 198 ZPO), beispielsweise beim Scheidungsverfahren 

oder dem summarischen Verfahren. Eingeleitet wird das Schlichtungsverfahren mit dem 

Schlichtungsgesuch (Art. 202 ZPO), wobei diesbezüglich keine strengen Formvorschriften 

gelten. Es soll auch für Personen möglich sein, ein Schlichtungsgesuch einzureichen, die 

über keine juristischen Fachkenntnisse verfügen. Um dies zu gewährleisten, dürfen die Be-

dingungen für die Einleitung des Verfahrens nicht hoch sein.3 Das Ziel eines jeden Schlich-

tungsverfahrens ist, zwischen den Parteien eine gütliche Einigung, einen Vergleich, zu er-

zielen und damit einen allfällig langwierigen und kostspieligen Prozess zu vermeiden. Die 

ZPO sieht in Art. 201 Abs. 1 explizit vor, dass bei einem Vergleich auch ausserhalb des Ver-

fahrens liegende Streitpunkte – d.h. auch solche, für welche die Schlichtungsbehörde eigent-

lich nicht zuständig wäre – einbezogen werden können, wenn es der Einigung dient.4 

Die Parteien sind verpflichtet, persönlich zur Schlichtungsverhandlung zu erscheinen (Art. 

204 Abs. 1 ZPO); schliesslich kann nur so eine wirkliche Aussprache stattfinden.5 Ausser-

dem erhöht das Beisein der betroffenen Person die Wahrscheinlichkeit, dass ein Vergleich 

zustande kommt.6 Kann das Schlichtungsverfahren nicht durch einen Vergleich beendet 

werden, wird gemäss Art. 209 ZPO die Klagebewilligung erteilt, was die klagende Partei7 

dazu ermächtigt, während drei Monaten8 Klage beim Gericht einzureichen. Die Schlich-

tungsbehörde kann bei allen Streitigkeiten bis zu einem Streitwert von CHF 5'000.00 oder 

                                                      
1 Dolge/Infanger, Vorwort 
2 Botschaft ZPO, S. 7328 
3 Alvarez Cipriano, Peter James T. in: BK, S. 2060 
4 Dolge/Infanger, S. 6 
5 Botschaft ZPO, S. 7331 
6 Alvarez Cipriano, Peter James T. in: BK, S. 2071 
7 Wobei bei der Anfechtung von Miet- und Pachtzinserhöhrungen die Klagebewilligung ausnahms-

weise dem Vermieter oder Verpächter erteilt wird; siehe Art. 209 Abs. 1 lit. a ZPO. 
8 Bei Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen sowie aus der landwirt-

schaftlichen Pacht beträgt die Klagefrist nur 30 Tage; Art. 209 Abs. 4 ZPO. 
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auch in Fällen ohne Streitwertbegrenzung, nämlich bei Streitigkeiten nach dem Gleichstel-

lungsgesetz, bei Streitigkeiten aus Miete und Pacht sowie aus landwirtschaftlicher Pacht 

(sofern die Hinterlegung von Miet- und Pachtzinsen, der Schutz vor missbräuchlichen Miet- 

und Pachtzinsen, der Kündigungsschutz oder die Erstreckung des Miet- und Pachtverhält-

nisses betroffen ist), einen Urteilsvorschlag unterbreiten (Art. 210 ZPO). Der Urteilsvor-

schlag kann eine kurze Begründung enthalten, muss auf Verlangen hin aber nicht zwingend 

begründet werden. Er muss alle Bestandteile eines Gerichtsentscheids beinhalten, nament-

lich die Bezeichnung und die Zusammensetzung des Gerichts bzw. der Schlichtungsbe-

hörde, den Ort und das Datum, die Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertretung sowie 

das Dispositiv (Urteilsformel, inkl. allfälliger Kostenverteilung und die Angabe der Personen 

und Behörden, denen der Entscheid mitzuteilen ist), sowie die Unterschrift der Schlich-

tungsbehörde (Art. 210 Abs. 2 i.V. mit Art. 238).9 Der Urteilsvorschlag wird den Parteien 

übergeben oder zugestellt, worauf diese ihn innert 20 Tagen ohne Angabe von Gründen ab-

lehnen können. In dem Fall wird die Klagebewilligung erteilt. Wird er nicht abgelehnt, erhält 

der Urteilsvorschlag die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils (Art. 211 Abs. 1 ZPO).10 

Schliesslich kann die Schlichtungsbehörde bei allen vermögensrechtlichen Streitigkeiten 

bis zu einem Streitwert von CHF 2'000.00 entscheiden, sofern die klagende Partei einen 

entsprechenden Antrag stellt (Art. 212 Abs. 1 ZPO).  

In der genauen Organisation und Ausgestaltung der Schlichtungsbehörden sind die Kantone 

frei (Art. 3 ZPO). Diese bestimmen auch, wer die Schlichtungsperson ist – sie kann auch ein 

juristischer Laie sein – und ob die Schlichtungsverhandlung von einer Einzelperson oder 

einem Kollegium geführt wird (nur bei paritätischen Schlichtungsverhandlungen sind die 

Kantone an die Vorgaben gemäss Art. 200 ZPO gebunden).11 

 

2. Die Schlichtungsbehörden im Kanton Bern 

Vor Inkrafttreten der ZPO kannte man im Kanton Bern den sogenannten Aussöhnungsver-

such durch die GerichtspräsidentInnen des zuständigen erstinstanzlichen Zivilgerichts (Art. 

114 aZPO BE). Als Schlichtungsstelle für Miet- und Pachtsachen bestanden die sog. Mietäm-

ter, die sich aus mehrheitlich nebenamtlich tätigen Personen zusammensetzten, wobei zu-

mindest die Präsidentin oder der Präsident über eine abgeschlossene juristische Hoch-

                                                      
9 Alvarez Cipriano, Peter James T. in: BK, S. 2111 
10 Dolge/Infanger, S. 7 
11 Dominik Infanger in: BSK ZPO, Art. 200 und Peter James T. in: BK, S. 2024 
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schuldbildung verfügen musste (Art. 5 Abs. 2 aGOG BE). Die Mietämter waren über die Ge-

meinden organisiert; es gab über 100 Mietämter im Kanton Bern.12 Für arbeitsrechtliche 

Streitigkeiten konnten die Gemeinden auf freiwilliger Basis Arbeitsgerichte errichten (Art. 

60 ff. aGOG BE). Für Streitigkeiten aus dem Gleichstellungsgesetz gab es schliesslich eine 

Schlichtungsstelle bei der Staatskanzlei.13 

Anschliessend an die Einführung der ZPO per 1. Januar 2011 nahm der Kanton Bern eine 

umfassende Justizreform vor. Insbesondere wurde die Anzahl der Gerichtskreise auf die 

vier Gerichtsregionen Bern-Mittelland, Berner Jura-Seeland, Berner Oberland und Emmen-

tal-Oberaargau reduziert. Ausserdem wurden die verschiedenen «Ämter und Schlichtungs-

stellen» zu einer einzigen regionalen Schlichtungsbehörde (pro Gerichtsregion) zusammen-

gefasst, welche bürgernah sein soll und für sämtliche Streitigkeiten, welche einer Schlich-

tungspflicht unterliegt, angerufen werden kann. Durch die Einführung einheitlicher Anlauf-

stellen sollten ausserdem die professionelle Verfahrensführung sichergestellt und die 

Schlichtungsstellen durch Juristinnen und Juristen präsidiert werden.14 Seither sind die 

Schlichtungsbehörden im Kanton Bern als (regionale) Gerichtsbehörden ausgestaltet (Art. 

2 Abs. 4 lit. c GSOG), die Vorsitzenden müssen über ein Anwaltspatent oder das bernische 

Notariatspatent verfügen (Art. 29 Abs. 1 GSOG).  

Die Schlichtungsbehörde führt ihre Verfahren grundsätzlich in Einerbesetzung durch (Art. 

88 Abs. 1 GSOG). Art. 200 ZPO schreibt für Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn- 

und Geschäftsräumen eine paritätische Besetzung vor, ebenso bei Streitigkeiten nach dem 

Gleichstellungsgesetz. Der Kanton Bern geht bei seiner Organisation der Schlichtungsbe-

hörden über diese Regelung hinaus und schreibt die paritätische Zusammensetzung auch 

bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten vor. Art. 88 Abs. 2-4 GSOG lauten demnach folgender-

massen: «Bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten besteht die Schlichtungsbehörde aus einer 

oder einem Vorsitzenden sowie aus jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der Ar-

beitnehmer- und Arbeitgeberseite. Bei Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn- und 

Geschäftsräumen besteht die Schlichtungsbehörde aus einer oder einem Vorsitzenden so-

wie aus jeweils einer Vertreterin oder einem Vertreter der Mieter- und Vermieterseite oder 

der Pächter- und Verpächterseite. Bei Streitigkeiten nach dem Gleichstellungsgesetz fällt 

die Schlichtungsbehörde ihre Entscheide in Fünferbesetzung. Der Spruchkörper besteht aus 

einer oder einem Vorsitzenden und einer paritätischen Vertretung der Arbeitgeber- und 

                                                      
12 Vortrag GSOG, S. 18 
13 Kettiger, S. 4 
14 Vortrag GSOS, S. 20 
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Arbeitnehmerseite und des öffentlichen und privaten Bereichs; die Geschlechter müssen 

paritätisch vertreten sein».  

 

3. Der Ablauf einer Schlichtungsverhandlung an der Schlich-
tungsbehörde Bern-Mittelland 

Wie erläutert, sind die Kantone in der Ausgestaltung und Organisation der Schlichtungsbe-

hörden frei. Das heisst auch, dass die Verhandlungen unterschiedlich ablaufen. Hier möchte 

ich als Beispiel den Ablauf einer Schlichtungsverhandlung an der Schlichtungsbehörde 

Bern-Mittelland aus meiner Sicht aufzeigen. 

Die Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland führte im Jahr 2019 1’571 Verhandlungen durch 

(im Jahr 2018 1’576, im Jahr 2017 1’627). Davon betrafen im Jahr 2019 674 das Mietrecht, 

362 das Arbeits- oder Gleichstellungsrecht und 535 das sogenannte übrige Zivilrecht. Die 

Verhandlungen werden aufgeteilt auf die sechs Vorsitzenden mit total 450 Stellenprozente. 

Damit die grosse Anzahl Verfahren innert der gesetzlich vorgesehenen Frist von 2 Monaten 

(Art. 203 Abs. 1 ZPO) durchgeführt werden kann, ist die Dichte der Verhandlungen sehr 

hoch (ungefähr 25-40 pro Woche). Für die mietrechtlichen Verhandlungen wird eine 

Stunde reserviert, sodass an einem Vormittag (zwischen 8.15 Uhr und 12.15 Uhr) vier Ver-

handlungen stattfinden können. Für die arbeitsrechtlichen Verhandlungen, welche jeweils 

am Nachmittag durchgeführt werden, ist 1 h 15 min. vorgesehen, jeweils drei Verhandlun-

gen sind zwischen 13.30 Uhr und 17.15 Uhr angesetzt. Bei den Verhandlungen im übrigen 

Zivilrecht sind je nach Aktenumfang und Thema zwischen einer Stunde und 2,5 Stunden 

vorgesehen (wobei für eine klassische Forderungsstreitigkeit eher eine Stunde und für 

komplexere Fälle wie eine Erbschaftsstreitigkeit oder Kindsunterhalt eher 2-2,5 Stunden 

vorgesehen werden). Instruiert werden die Fälle von den Vorsitzenden selber; diese berei-

ten auch die Fälle für die Verhandlung vor. Die GerichtsschreiberInnen, sowie in miet-, ar-

beits- und gleichstellungsrechtlichen Fällen die FachrichterInnen, erhalten vor der Ver-

handlung eine Kopie des Dossiers zur inhaltlichen Vorbereitung. Die GerichtsschreiberIn-

nen führen während der Verhandlung das Protokoll und bereiten den Vergleich und die all-

fälligen weiteren Dokumente (je nach Streitwert den Urteilsvorschlag und/oder Entscheid) 

vor. Die Fälle werden unmittelbar vor der Verhandlung von den Vorsitzenden mit den Ge-

richtsschreiberInnen und den FachrichterInnen kurz vorbesprochen. Der genaue Verhand-

lungsablauf ist je nach Rechtsgebiet und Vorsitzenden nicht genau gleich. Grundsätzlich ist 

es jedoch so, dass die Verhandlung durch den oder die Vorsitzende/n eröffnet wird und die 
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Zusammensetzung der Schlichtungsbehörde bekannt gegeben wird. Darauf erhält als erstes 

die klagende Partei das Wort, welche insbesondere das Rechtsbegehren bestätigen oder 

noch abändern kann. Wurde im Vorfeld schon viel geschrieben, sind in der Praxis oftmals 

keine weiteren Ausführungen mehr nötig, häufig möchte die klagende Partei allerdings ih-

ren Standpunkt nochmals kurz darlegen. Als nächstes hat die beklagte Partei das Wort für 

eine Stellungnahme. Im Anschluss daran können die Vorsitzende und die FachrichterInnen 

Fragen stellen, bevor dann die sogenannten Vergleichsgespräche beginnen, die meistens 

mit den Parteien einzeln durchgeführt werden und nur selten im Beisein beider Parteien. 

Wenn sich die Vorsitzenden mit den FachrichterInnen und/oder der/dem Gerichtsschrei-

berIn beraten möchten, werden beide Parteien aus dem Saal gebeten. In den Vergleichsge-

sprächen stellen die Vorsitzenden und die FachrichterInnen den Parteien nochmals Fragen 

und geben ihre Einschätzung der Rechtslage und der Prozesschancen bekannt. Darauf ba-

sierend machen die Vorsitzenden den Parteien oftmals direkt einen Vergleichsvorschlag. Es 

kommt auch vor, dass eine Partei im Einzelgespräch klar äussert, was ihre Vorstellung eines 

Vergleiches ist, sodass unmittelbar über diesen Vorschlag mit der Gegenpartei verhandelt 

werden kann. Dies wiederum führt manchmal zu einem «Feilschen». Wenn in der vorgege-

benen Zeit ein Vergleich zustande kommt, wird dieser zu Papier gebracht und das Verfahren 

wird so, wie in vorstehender Ziff. 1 beschrieben, beendet. In seltenen Fällen wird einer oder 

beiden Parteien eine Bedenkfrist eingeräumt, in der sie Zeit hat, den Vergleichsvorschlag zu 

prüfen oder zu überdenken; in diesem Fall besteht ein sogenannter Widerrufsvorbehalt. 

Ebenfalls kann es vorkommen, dass ein Verfahren bei der Schlichtungsbehörde sistiert 

wird, beispielsweise, weil sich ein Vergleich abzeichnet, welcher aussergerichtlich noch fi-

nalisiert oder weil noch Gutachten erstellt werden müssen. In sehr seltenen Fällen kommt 

es nach einer Sistierung zu einer zweiten Verhandlung. Für die anderen Möglichkeiten der 

Verfahrenserledigung wird auf vorstehende Ziff. 1 verwiesen. 
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III. Mediation und mediatives Handeln 
 

1. Abgrenzung Mediation und Schlichtung 

Juristische Laien verwechseln das «Schlichten» oft mit der «Mediation». Während das 

Schlichtungsverfahren unter I. erklärt wurde, soll hier kurz auf die Mediation eingegangen 

werden.  

Definitionen für den Begriff der Mediation sind beispielsweise: 

- Mediation ist ein aussergerichtliches Vermittlungsverfahren, das durch eine neutrale 

und unabhängige Drittperson geführt wird.15 

- Mediation ist eine Form der Konfliktlösung, die im Konfliktfall ansetzt und sich in ihrer 

Umsetzung auf Konfliktpotenzial, Konfliktprozess und Konfliktfolgen konzentriert.16 

- Mediationen sind prinzipiengeleitete Formen der Konfliktklärung, bei der ergebnisof-

fene, allparteiliche Dritte (Mediator/-innen) die Beteiligten darin unterstützen, in Kon-

flikten selbstverantwortlich zu einvernehmlichen Regelungen zu finden.17 

Eine Mediation verläuft nach einem klaren Ablauf, durch welchen der/die MediatorIn führt. 

Nach der gemeinsamen Vorbereitung und dem sogenannten Arbeitsbündnis (Phase 1), geht 

es in der Phase 2 um die Information- und Themensammlung, in der Phase 3 um die Inte-

ressenklärung und Konflikterhellung. Anschliessend werden in Phase 4 kreative Optionen 

gesucht und erst in Phase 5 geht es um den Einigungsprozess, bevor in Phase 6 die Verein-

barung/Umsetzung beschlossen wird.18  

Die Mediation ist, wie bereits erwähnt, eine aussergerichtliche Streiterledigungsform, die 

aber ihren Weg in die schweizerische Gesetzgebung gefunden hat. In der ZPO regeln die Art. 

213 ff. die Mediation im Zivilprozess. Art. 213 ZPO hält fest, dass statt dem Schlichtungsver-

fahren eine Mediation durchgeführt werden kann und zwar auf Antrag sämtlicher Parteien 

(Abs. 1). Es braucht dafür einen Antrag im Schlichtungsgesuch oder an der Verhandlung 

(Abs. 2).19 Teilt eine Partei der Schlichtungsbehörde das Scheitern der Mediation mit, wird 

                                                      
15 Botschaft ZPO, S. 7335 
16 Klappenbach, S. 32 
17 Definition der Mediation gemäss Homepage SDM-FSM 
18 Überblick Phasenmodell Mediation: Flucher/Schneider 1, S. 11 
19 siehe auch das Formular «Schlichtungsgesuch» auf der Homepage der Berner Justiz welches den 

Antrag zur Mediation enthält. 
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die Klagebewilligung ausgestellt (Abs. 3). Auch während dem laufenden (Entscheid-)Ver-

fahren, kann das Gericht jederzeit eine Mediation empfehlen oder die Parteien können je-

derzeit gemeinsam eine Mediation beantragen (Art. 214 ZPO).  

Die Mediation war nicht immer vorgesehen in der ZPO und wurde erst nach zahlreichen 

Vernehmlassungen, die die Regelung der Mediation verlangt haben, in die Gesetzgebung 

aufgenommen.20 Nun können die Parteien wählen, ob sie lieber ein Schlichtungsverfahren 

oder eine Mediation durchführen wollen, was die Mediation als grundsätzlich gleichwertige 

Alternative des Schlichtungsverfahrens anerkennt. 21Da für eine Mediation im Schlichtungs-

gesuch oder -verfahren ein Antrag vorausgesetzt wird, tritt die Mediation zwar anstelle der 

Schlichtungsverhandlung, ersetzt aber nicht gänzlich das Schlichtungsverfahren.22 

Das Schlichtungsverfahren und die Mediation unterscheiden sich rechtlich und inhaltlich 

stark voneinander. Die Botschaft zur ZPO hält dazu auf S. 7335 fest: «Die Mediation ist ein 

aussergerichtliches Verfahren. Im Wesentlichen bedeutet sie Vermittlung durch eine neut-

rale und unabhängige Drittperson. Insofern ist sie der klassischen Schlichtung verwandt. 

Während der behördliche Schlichtungsversuch jedoch aus formloser Verhandlung besteht, 

ist die Mediation stärker strukturiert. Anders als zur Schlichtungsbehörde stehen die Par-

teien zudem zur Mediatorin oder zum Mediator in einem horizontalen Verhältnis. Entspre-

chend kommen den Mediatoren und Mediatorinnen keinerlei Entscheidbefugnisse zu, so 

dass die Mediation auch von der Schiedsgerichtsbarkeit klar zu trennen ist». Ausserdem ist 

die Organisation und Durchführung der Mediation Sache der Parteien (Art. 215 ZPO), wäh-

rend die ZPO in den Art. 202 ff. das Schlichtungsverfahren und die Verfahrensgrundsätze 

genau vorgibt. Ein weiterer Unterscheid sind die Kosten. Während das Schlichtungsverfah-

ren ein schnelles und günstiges Verfahren sein soll23, braucht eine Mediation unter Umstän-

den Zeit. Der Schweizerische Dachverband Mediation schreibt zur Dauer eine Mediation, 

diese hänge wesentlich von der Komplexität des jeweiligen Falles und der Verhandlungsbe-

reitschaft der am Konflikt beteiligten Personen ab24 und dass die Kosten vor Beginn einer 

Mediation ausgehandelt sowie in der Mediationsvereinbarung festgehalten werden, die 

Stundenansätze zwischen CHF 150.00 und CHF 300.00 liegen.  

                                                      
20 Peter James T. in: BK, S. 2140 
21 Peter Ruggle in: BSK ZPO, Art. 213, Rn. 2 mit vielen Literaturhinweisen 
22 Peter Ruggle in: BSK ZPO, Art. 213, Rn. 2 
23 Verfahrenskostendekret sowie Richtlinien des VBRS zur Festsetzung der Gerichtsgebühren und 

Vorschüsse in Zivilverfahren vor Schlichtungsbehörde und Regionalgericht, beide abrufbar auf 
der Homepage der Berner Justiz 

24 Ablauf einer Mediation gemäss Homepage SDM-FSM 
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2. Abgrenzung Mediatives Handeln und Mediation 

Während die Mediation ein bewusst gewähltes Konfliktlösungsverfahren mit klarer Struk-

tur und klarem Ablauf ist, meint «mediatives Handeln», dass in einer Situation Grundlagen, 

Instrumente und Techniken aus der Mediation angewendet werden können.25 Mediativ 

handelt, wer bedürfnisorientiert, einfühlend, authentisch und wertschätzend ist und syste-

mische Zusammenhänge in sein Denken miteinbezieht. Während die Mediation Konflikte 

löst, ist mediatives Handeln auch schon konfliktpräventiv.26 Dr. phil. Noa Zanolli definiert 

mediatives Denken wie folgt: «Mediatives bzw. vermittelndes Denken ist die bewusste Su-

che nach einer verbindenden Idee, nach einem gemeinsamen Ansatzpunkt oder Nenner 

zwischen verschiedenen Vorstellungen, anderen Ansprüchen und Anliegen, entgegenge-

setzten Zeilen, oder ungleichen Werten. Die verbindende Idee manifestiert sich im Handeln, 

welches ein konstruktives und allen gerecht werdendes Zusammenleben ermöglicht».27 

  

                                                      
25 Flucher/Schneider 1, S. 38 
26 Hösl, S. 36 
27 Zanolli, S. 88 
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IV. Mediatives Handeln im Schlichtungsverfahren 
 

1. Übersicht 

Wenn mediatives Handeln also vor allem bedeutet, dass man situationsgemäss Grundlagen, 

Instrumente und Techniken aus der Mediation anwendet, stellt sich die Frage, welche der-

selben besonders geeignet sind, um sie im Schlichtungsverfahren vor der Schlichtungsbe-

hörde einzusetzen. Um dies herauszufinden, erscheint es mir einerseits wichtig, die beiden 

Verfahren – Mediation und Schlichtung – zu kennen und andererseits sinnvoll, Personen, 

die beide Verfahren gut kennen, zu ihren Erfahrungen und Präferenzen zu befragen. Ich 

habe deshalb mit zwei Vorsitzenden der Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland, welche 

beide Erfahrungen mit Mediation haben, sowie mit fünf FachrichterInnen der Schlichtungs-

behörde Bern-Mittelland, welche alle hauptberuflich (auch) als MediatorInnen tätig sind, 

befragt, ob – und wenn ja welche – Elemente aus der Mediation an Schlichtungsverhandlun-

gen von den Vorsitzenden eingesetzt werden, wenn keine eingesetzt werden, wieso, und 

wann es aus Sicht dieser Expertinnen und Experten in Schlichtungsverhandlungen denn 

sinnvoll wäre, mediativ zu handeln.28  

Im Folgenden werden vier Elemente aus der Mediation, die im Schlichtungsverfahren allen-

falls angewendet werden könnten, kurz erklärt und insb. im Hinblick auf die Interviews da-

rauf eingegangen, ob und wie sie eingesetzt werden.  

 

2. Einzelne Elemente 

a. Haltung und Allparteilichkeit 

«Mediation als Tätigkeit setzt eine versöhnliche Haltung voraus. Sie hat etwas mit der Weis-

heit Salomons, nicht jedoch mit seiner Richtertätigkeit zu tun, weil sie sich des Urteils ent-

hält, hingegen allseitig beurteilen hilft. In diesem Sinne neutral, sind Mediatorin und Medi-

ator nicht unbeteiligt und klar, auch nicht einfach unparteilich, sondern offen akzeptierend, 

allparteilich».29 

                                                      
28 Die Interviews sind dieser Arbeit als Anhang beigefügt. 
29 Duss-von Werdt, S. 14  
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Die Vorsitzenden sind grundsätzlich dem Recht verpflichtet und können, wie wir oben ge-

sehen haben, unter gewissen Umständen auch «richten». Das heisst, sie müssen grundsätz-

lich herausfinden, welches der objektiv richtige Sachverhalt ist und wie dieser rechtlich ein-

zuordnen ist. Das setzt eher ein passives und distanziert neutrales Verhalten voraus.30 Aus-

serdem kann so auf die Parteien ein gewisser Druck ausgeübt werden, dass nämlich im Falle 

eines Urteilsvorschlags oder Entscheids sowie auch in einem allfälligen Gerichtsverfahren 

«so oder so» entschieden würde. In diesen Situationen, welche meines Erachtens bei der 

Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland oft vorkommen, sind die Vorsitzenden nicht in einer 

mediativen Haltung. Dadurch, dass die Vorsitzenden in erster Linie eben schlichten und da-

mit eine Vereinbarung mit den Parteien erreichen wollen, scheint eine mediativere Haltung 

grundsätzlich gewinnbringend. Vorsitzende sollen den Parteien Verständnis und Wert-

schätzung entgegenbringen und versuchen, eher allparteilich als neutral aufzutreten. Dies 

scheint bei der Schlichtungsbehörde Bern-Mittelland immerhin teilweise zu gelingen.31 

 

b. Interessensklärung 

Interessensklärung bedeutet, dass die Parteien sich von den gegenseitig ausschliessenden 

Ansprüchen und ihren klar bezogenen Positionen wegbewegen und ihre tiefer liegenden 

Interessen und Bedürfnisse preisgeben.32 Bei Gerichtsverhandlung geht es grundsätzlich 

um die Sache und nicht die Beziehung. Bei Vergleichsverhandlungen (und einzelnen fami-

lienrechtlichen Verfahren) können Beziehungsprobleme bzw. die Interessen der Parteien 

Raum bekommen.33  

Dazu ein Beispiel aus der Praxis: Eine Mieterin hat die Kündigung erhalten. Sie hat 30 Tage 

Zeit, diese anzufechten und Erstreckung zu verlangen, was sie tut. Im Schlichtungsverfahren 

hat die Schlichtungsbehörde nun zu prüfen, ob diese Kündigung rechtens ist und wenn ja, 

ob die Mieterin Erstreckung erhält. An der Schlichtungsverhandlung zeigt sich bei der Mie-

terin dann aber plötzlich ein anderes Interesse: Sie hätte die Möglichkeit, schon in 2 Wochen 

eine neue Wohnung zu beziehen. Nun möchte sie, dass sie früher als auf den gekündeten 

Termin aus dem Mietvertrag entlassen wird und dass sich die Vermieterin an den Umzugs-

kosten beteiligt.  

                                                      
30 Mertens Senn, S. 36 sowie Peter James T. in: BK, S. 2132 und 2133 
31 Siehe insb. Interviews Graf, Frech, Lehmann und Schürmann 
32 Flucher/Schneider 3, S. 6 
33 Flucher/Schneider 2, S. 70  
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An diesem simplen Beispiel ist zu erkennen, dass gerade auf der Ebene der Schlichtungsbe-

hörde die Rechtsbegehren zwar wichtig sind, insb. im Hinblick auf ein allfälliges anschlies-

sendes Gerichtsverfahren, dass aber im Rahmen der Schlichtungsverhandlung und der Ver-

einbarung vieles möglich ist. Im oben geschilderten Fall wird man voraussichtlich – es sei 

denn, die Vermieterin wollte auf der Kündigungsfrist bestehen und eine Erstreckung in Kauf 

nehmen – eine Vereinbarung machen, in der es nicht mehr nur um die Richtigkeit der Kün-

digung geht, sondern darum, den Mietvertrag vorzeitig aufzulösen und allenfalls eine Zah-

lung an die Mieterin zu vereinbaren.  

Oftmals liegen die Interessen natürlich nicht so klar auf der Hand und sind dermassen ein-

fach zu formulieren. In solchen Fällen kommt die Anhörung der unterschiedlichen Interes-

sen oft zu kurz – sei es, weil die Vorsitzenden nicht (entsprechend) danach fragen, sie aus 

der Sicht der Vorsitzenden keine Rolle spielen (weil es um «die Sache» geht) oder auch, weil 

die Zeit dafür nicht reicht.34  

 

c. Aktives Zuhören 

Im Mittelpunkt der Mediation stehen Sprache und Kommunikation. Die Mediationsperson 

strukturiert einerseits die Mediation, leitet und verbessert andererseits die Kommunika-

tion durch den Einsatz spezifischer Kommunikationstechniken.35 Auch das Schlichtungs-

verfahren ist ein eher mündliches Verfahren. Im Vorfeld zur Verhandlung kommt es in der 

Regel kaum zu einem grösseren Schriftenwechsel. So können die Kommunikationstechni-

ken aus der Mediation allenfalls auch an der Schlichtungsverhandlung eingesetzt werden. 

Dazu gehört sicher das «aktive Zuhören», bei dem die Mediationsperson den einzelnen Par-

teien konkret und aktiv Rückmeldung gibt, was sie wie verstanden hat und zu diesem Zweck 

laufend paraphrasiert (oder «loopt»). Dadurch kann sie ständig eine allfällige Klärung durch 

den Sprecher anregen und ihn zu neuem Nachdenken anregen.36 In dieser Form und vor 

allem auch während der ganzen Dauer der Schlichtungsverhandlung ist aktives Zuhören 

wohl nicht möglich. Jedoch ist die Technik auch nur bei einzelnen Aussagen oder für eine 

                                                      
34 Siehe Interviews Graf, Jordi, Zobrist, Zwahlen 
35 Mertens, S. 41 und 42 
36 Mertens, S. 46 und Flucher/Schneider 3, S. 7 
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zumindest teilweise Interessensklärung (siehe oben) einsetzbar.37 Des Weiteren ist anzu-

erkennen, dass durch Zuhören jederzeit und ohne grossen Mehraufwand Wertschätzung 

und Einfühlsamkeit vermittelt werden kann.38 

 

d. Lösungsfindung  

In der Mediation suchen die Beteiligten selber und eigenverantwortlich nach einer Lösung. 

Es sollen die Interessen und Bedürfnisse aller Konfliktbeteiligten berücksichtigt werden.39 

«Mediatives Denken bedeutet auch, dass alle an einer Lösung beteiligten Einheiten berück-

sichtigt werden. Gemeint sind damit Gedanken, Gefühle, Ansprüche und Anliegen und Be-

dürfnisse von Menschen und Gruppen, die sich in Opposition zueinander befinden».40 

Im Schlichtungsverfahren werden, wie oben beschrieben, oft direkt Lösungsvorschläge von 

den Vorsitzenden präsentiert. Selbst wenn keine konkreten Vorschläge gemacht werden, 

wird die Lösung oft aufgrund der rechtlichen Einschätzung der Vorsitzenden in eine ein-

deutige Richtung gelenkt. Einer der interviewten Fachrichter sieht darin gar den grössten 

Unterschied zwischen der Mediation und dem Schlichtungsverfahren: Dass in der Media-

tion eben keine Lösungsvorschläge gemacht werden.41 Auch fast alle anderen interviewten 

Personen stellten diesen Unterschied fest.42 Es gibt aber durchaus Schlichtungsverfahren, 

bei welchen versucht werden kann, die Parteien zu einer eigenen Lösungsfindung zu bewe-

gen. Eine der Vorsitzenden hält im Interview dazu fest: «Ab und zu, je nach Dossiereignung, 

versuche ich die Parteien zu einer gemeinsamen Lösungsfindung zu bewegen und schlage 

keine Lösung vor oder teile auch meine rechtliche Einschätzung nicht mit. Dazu ist aber 

wichtig, dass die Parteien in etwa die gleichen Möglichkeiten und Voraussetzungen (sprach-

lich, intellektuell, etc.) haben, sonst gibt es ein Ungleichgewicht».43 

 

3. Weitere Schlussfolgerungen aus den Interviews 

Die beiden befragten Vorsitzenden haben jeweils angegeben, dass sie während den Ver-

handlungen mediative Elemente einsetzten. Die befragten FachrichterInnen attestieren den 

                                                      
37 Siehe Interviews Graf, Frech 
38 Siehe Interview Lehmann 
39 Flucher/Schneider 4, S. 44 und siehe auch Homepage des Schweizerischen Dachverband Media-

tion SDM 
40 Zanolli, S. 88 
41 Siehe Interview Zwahlen. 
42 Siehe Interviews Lehmann, Zobrist, Jordi und Frech 
43 Siehe Interview Frech 
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Vorsitzenden (total 6 Personen) eher wenig oder nur teilweises Einsetzen von mediativen 

Elementen. Meine eigene Erfahrung deckt sich damit: Wenn man die mediativen Elemente 

kennt, mediatives Handeln verinnerlicht hat und es sich vornimmt, werden sie auch tatsäch-

lich eingesetzt. Das habe ich selber in meinem a.o. Einsatz versucht und das praktizieren 

insbesondere die beiden (befragten) Vorsitzenden mit Mediationskenntnissen. Die anderen 

Vorsitzenden machen es entsprechend eher nicht. 

Spannend und relativ einheitlich waren die Antworten auf die Frage, wann es sinnvoll ist, 

mediatives Handeln an Schlichtungsverhandlungen einzusetzen und wann eher nicht: 

Wenn es weniger um klare juristische Fragen und eher um persönliche / familiäre Streitig-

keiten oder Verletzungen geht (oftmals und insbesondere im Kindsunterhalt oder bei 

Erbstreitigkeiten) und/oder wenn die Parteien weiterhin miteinander verbunden sind oder 

zusammenleben müssen (beispielsweise Nachbarschaftsstreitigkeiten, Stockwerkeigen-

tum oder Lärmprobleme in Mehrfamilienhaus bzw. im Mietrecht), wird es von den Befrag-

ten als sinnvoll eingeschätzt, mit mediativen Elementen die Schlichtungsverhandlung zu 

führen.44 Damit soll bei den Parteien eine gewisse Wertschätzung der jeweils anderen Situ-

ation erreicht werden und sie sollen ihren eigenen Anteil am Konflikt erkennen können. Als 

nicht sinnvoll oder zielbringend wird mediatives Handeln dann angesehen, wenn die Par-

teien sehr uneinsichtig sind und insbesondere dann, wenn die juristische Situation sehr klar 

ist.45 

 

4. Persönliche Erfahrung 

In meinem dreimonatigen Einsatz als a.o. Vorsitzende bin ich stets mit dem Vorsatz in eine 

Schlichtungsverhandlung gegangen, mediative Elemente einzusetzen. Manchmal habe ich 

mir ganz konkrete Instrumente im Kopf bereitgelegt, manchmal war der Vorsatz eher gene-

rell. Dass ich die Absicht jeweils hatte, hat mir sicher geholfen, das eine oder andere Element 

einzusetzen. Dadurch, dass ich in der Verfahrensleitung noch unerfahren war, kamen sie 

dann aber doch oft zu kurz. Die Haltung und Allparteilichkeit, welche mir durch die laufende 

Mediationsausbildung sehr präsent waren und die ich verinnerlicht hatte, habe ich gut wah-

ren können. Ebenso fand ich diverse Fragetechniken, insb. das oben beschriebene aktive 

Zuhören sehr hilfreich. Dagegen habe ich mir oft vorgenommen, die Interessen der Parteien 

                                                      
44 Siehe Interviews 
45 Siehe Interviews Frech, Zobrist, Jordi, Schürmann 
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zu klären im Sinne der Mediation, was mir selten gelungen ist. Einige Male konnten die Par-

teien zwar durchaus erläutern, «um was es ihnen auch noch geht», jedoch war dann meist 

die Zeit zu knapp, um darauf richtig einzugehen, was teilweise frustrierend war. Bei der 

Lösungsfindung stimme ich der Interviewaussage der Vorsitzenden zu (siehe oben46) und 

habe je nach Parteien und Fall die Verantwortung zur Lösungsfindung den Parteien abge-

ben können, was meines Erachtens jeweils zu guten und besser akzeptierten Lösungen ge-

führt hat. 

  

                                                      
46 Ziff. IV, 2. d. 
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V. Fazit 
 
In dieser Arbeit habe ich den Ablauf der Verhandlungen an der Schlichtungsbehörde erläu-

tert, die Unterschiede zwischen dem Schlichtungsverfahren und einer Mediation herausge-

arbeitet und untersucht, welche mediativen Elemente auch im Schlichtungsverfahren ein-

gesetzt werden bzw. gewinnbringend eingesetzt werden könnten. 

Dabei komme ich zum Schluss, dass neben allen formalen und prozessualen Unterschieden 

einzelne mediative Elemente – namentlich die Haltung und Allparteilichkeit, die Interes-

sensklärung, das aktive Zuhören und die Lösungsfindung – im Rahmen der Schlichtungs-

verfahren gewinnbringend angewendet werden können und zu guten und von den Parteien 

besser akzeptierten Lösungen führen. Wenn die Parteien sehr uneinsichtig sind und insbe-

sondere wenn die juristische Situation sehr klar ist, ist es weniger sinnvoll mediative Ele-

mente einzusetzen.  

Grundsätzlich wäre es wünschenswert, wenn möglichst viele Elemente der Mediation im 

Schlichtungsverfahren übernommen werden könnten und möglichst alle geeigneten medi-

ativen Elemente gezielt und öfter in den Verhandlungen Anwendung finden könnten. Die 

Praxiserfahrung zeigt, dass Elemente der Mediation übernommen werden, wenn die/der 

Vorsitzende die Mediation kennt und wenn genügend Zeit vorhanden ist. Der Hauptgrund, 

warum mediatives Handeln nicht häufiger zum Zug kommt, ist eindeutig der Zeitfaktor – 

die Schlichtungsverhandlungen müssen in kurzer Zeit, während des angesetzten Termins, 

stattfinden. 
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